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3.1.3 Leiter
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Der Projektleiter ist unbefristet eingestellt.

3.1.4 (entfällt)

3.1.5 Erklärung

In dem Teilprojekt sind keine Untersuchungen am Menschen, Studien im Bereich
der somatischen Zell- und Gentherapie, Tierversuche oder gentechnologische Un-
tersuchungen vorgesehen.

3.1.6 Beantragte Förderung des Teilprojektes (Ergänzungsausstattung)

Haushaltsjahr Personalkosten Sächliche
Verwaltungs-

ausgaben

Investitionen Gesamt

2003   86,4   2,2 •   88,6

2004   86,4   2,2 •   88,6

2005   86,4   8,5 •   94,9

2006   86,4   7,4 •   93,8

Summe 2003-2006 345,6 20,3 • 365,9

(Beträge in Tausend �)
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3.2 Zusammenfassung
In dem Projekt „Regulation und Legitimation im Internet“ werden Auswirkungen
des Internets auf die Staatlichkeit in der Interventions- und insbesondere in der Le-
gitimationsdimension untersucht. Ausgangspunkt ist das Netz als ein fast vollstän-
dig denationalisiertes Medium, welches komplett entterritorialisierte Zugangsmög-
lichkeiten hat und für das, funktional gesehen, nationalstaatliche Regelungen unzu-
reichend sind. Dieser ausgeprägt hohe Denationalisierungsgrad stellt das dominante
Regelungsmodell des demokratischen Rechts- und Interventionsstaates (DRIS)
fundamental in Frage. Gerade hier müßte ein möglicher Wandel von Staatlichkeit
als Verlagerung von Regelungen auf die überstaatliche Ebene bei möglicher gleich-
zeitiger Veränderung des Interventionsmodus sichtbar werden. Gleichzeitig sorgen
der technisch-innovative Charakter des Netzes und der hohe Denationalisie-
rungsgrad bei den gegebenen Zugangsbedingungen für innovative Formen politi-
scher Partizipation im Bereich der „Netzpolitik“, die ebenfalls dem herkömmlichen
Modell des DRIS nicht entsprechen.

Empirischer Kern des Projektes ist die Analyse der politischen Bearbeitung von
drei konkreten internetbezogenen Regelungsproblemen: die Verwaltung von Do-
main Names, der Schutz personenbezogener Daten und die Besteuerung des E-
Commerce. Das Projekt fragt (1.) deskriptiv, ob es in den genannten Bereichen zu
effektiven Regelungsarrangements jenseits des Nationalstaates kommt und in wel-
cher Form. Das Mischungsverhältnis von Internationalisierung und Privatisierung
und die eingesetzten Partizipationselemente interessieren dabei besonders. Dann
wird in dem Projekt (2.) normativ gefragt, wie Zustandekommen und Form dieser
Regelungsarrangements nach einem Katalog demokratisch-legitimatorischer Krite-
rien zu bewerten sind. Auf dieser Grundlage geht es schließlich um die praxeologi-
sche Frage, (3.) ob und wie angesichts der Erfahrungen in den betrachteten Fällen
das Internet zur Erhöhung der demokratischen Legitimation bei der Regelung ande-
rer denationalisierter Problembereiche genutzt werden kann.

Erste Phase (2003-2006) Zweite Phase (2007-2010) Dritte Phase (2011-2014)

Weiterentwicklung der deskriptiven Analy-
seinstrumente und des demokratietheoreti-
schen Kriterienkataloges

Verfolgung der
Regulationsentwicklung zu
- DNS-System
- E-Commerce-Besteuerung
- Datenschutz
und Benennung ihrer Effektivität

Weiterverfolgung der Regula-
tionsentwicklung in den ge-
nannten Fällen

Datenerhebung anhand des
Kriterienkataloges für demo-
kratische Legitimation

Analytische und demokratie-
theoretische Auswertung und
Gesamtbewertung der Regula-
tionsentwicklung

Analyse der Übertragbarkeit
innovativer Partizipationsele-
mente auf andere Bereiche
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3.3 Problemaufriß und Stand der Forschung

Theoretisch verortet sich das Projekt „Regulation und Legitimation im Internet“ in
der politikwissenschaftlichen Debatte um „Globalisierung“ bzw. Global Governan-
ce und die legitimatorischen Defizite internationaler und transnationaler Institutio-
nen. Ausgangspunkt des Projektes ist somit der Forschungsstand in drei zentralen
Literaturbereichen: Von Bedeutung ist erstens die Diskussion zu den Konsequenzen
der Globalisierung für politische Regulation und hier insbesondere der Bereich, der
sich mit den Formen beschäftigt, die grenzüberschreitende Governance als Antwort
auf Globalisierung annehmen kann. Zweitens – und im Anschluß daran – ist die
Debatte relevant, die sich auf die demokratietheoretischen legitimatorischen Her-
ausforderungen bezieht, die mit einer solchen „grenzüberschreitenden Governance“
einhergehen. Und drittens schließlich schafft die Wahl des Untersuchungsgegens-
tandes „Internet“ allgemein eine Verbindung zum Bereich der transnationalen
Technikregulierung und insbesondere einen Zusammenhang zu den existierenden
Überlegungen und Untersuchungen zum Thema „elektronische Demokratie“ bzw.
E-Democracy.

Politische Intervention im Zeitalter der Globalisierung

Es ist mittlerweile weitgehend unbestritten, daß die Gegenwart von einer ständig
zunehmenden Bedeutung grenzüberschreitender Transaktionen gekennzeichnet ist
(vgl. z.B. Held/McGrew 1999 oder Beisheim u.a. 1999). Zumeist wird dieser Pro-
zeß als „Globalisierung“ bezeichnet, manchmal als „Entgrenzung“ (z.B.
Brock/Albert 1995; Kohler-Koch 1998), in Anerkennung der Tatsache, daß er kei-
neswegs global symmetrisch verläuft, teilweise auch als „Internationalisierung“
(z.B. Keohane/Milner 1996; Goldmann 2001) oder „Denationalisierung“ (z.B. Zürn
1998; Sassen 1998). Unabhängig von begrifflichen Differenzen besteht ebenfalls
weitgehend Konsens darüber, daß dieser Prozeß profunde Effekte für National-
staaten und die herkömmliche Vorstellung nationalstaatlichen „Regierens“ hat und
somit auch für die Intervention in und (Ver-)Regelung von gesellschaftlichen
Transaktionen aller Art. Teilweise wird dabei die Auffassung vertreten, daß der
Nationalstaat als zentrales Subjekt politischer Intervention fundamental in Frage
gestellt wird, daß er sich auf dem „Rückzug“ (Strange 1996) zum residual state
(Cerny 1996) oder zum „Wettbewerbsstaat“ (Hirsch 1995) befände. Dem wird je-
doch andererseits entgegengehalten, daß Beharrungskraft und Handlungsfähigkeit
des Staates weit höher sind als häufig angenommen (vgl. z.B. Pierson 1996; Garrett
1998; Busch/Plümper 1999 und Rieger/Leibfried 2001). Selbst wenn man diese
letzte, deutlich skeptischere Position teilt, so ist trotzdem wiederum weitgehend un-
bestritten, daß überstaatlichen Regulationsarrangements im Zeitalter überstaatlicher
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gesellschaftlicher Verdichtungsräume eine neue Bedeutung zukommen muß, wenn
man sich nicht mit der De-facto-Deregulierung verschiedenster Bereiche abfinden
will (Kohler-Koch 1993; Scharpf 1992; Zürn 1992). Dies fußt auf der einfachen
Überlegung, daß nur überstaatliche Regulationsarrangements dazu geeignet sind,
das zunehmende Auseinanderklaffen sozialer und politischer Räume zu kompensie-
ren. Wenn Transaktionsräume zunehmend über staatliche Territorien hinausreichen,
so liegt es im Sinne der Kongruenz nahe, die Dominanz nationaler politischer In-
terventionen durch eine Aufwertung überstaatlicher Arrangements abzulösen, um
so Transaktionsraum und politischen Raum wieder zur Deckung zu bringen (Beck
1998).

Gleichwohl herrscht weit weniger Konsens darüber, daß eine so verstandene
Integration – quasi im funktionalistischen Schluß – auch ohne weiteres geschehen
wird. Zum einen wird darauf verwiesen, daß internationale Kooperation ganz all-
gemein ein notorisch komplizierter und schwerfälliger Prozeß ist, von dem keines-
wegs gesichert ist, das er mit der Geschwindigkeit der realen Denationalisie-
rungsprozesse Schritt halten kann (vgl. Hasenclever u.a. 1997 für einen Überblick
über Theorien internationaler Kooperation). Zum anderen ist zu bedenken, daß die
hier in den Blick genommene internationale Kooperation zum Ziel hat, steuernd
und regelnd in Transaktionen zu intervenieren. Dem sind Kooperationsformen ge-
genüberzustellen, die auf die Ermöglichung grenzüberschreitender Transaktionen
abzielen. Scharpf (1996) hat ersteres als „positive Integration“ von der „negativen
Integration“ des zweiten Falles abgesetzt und am Beispiel der EU herausgearbeitet,
daß derartige „positive Integration“ strukturell mit ganz besonderen Problemen be-
haftet ist (vgl. auch Streeck 1998).

Schon auf nationalstaatlicher Ebene wird darüber hinaus seit einiger Zeit die
Vorteilhaftigkeit verstärkter „Privatisierung“ bzw. „gesellschaftlicher Selbstrege-
lung“ thematisiert (vgl. z.B. Mayntz/Scharpf 1995; Grande 1998; Esser 1999). Ge-
rade für den Gegenstandsbereich des Internets wird häufig angenommen, daß nur
ein adäquater Mix staatlicher und selbstregulativer Elemente tragfähig sein kann
(Kloepfer/Neun 2000). Diese Diskussion um die Vorteilhaftigkeit der Selbstregulie-
rung wird nicht zuletzt aufgrund der Schwerfälligkeit des internationalen Koopera-
tionsprozesses zunehmend auch auf die internationaler Ebene übertragen. Dabei
wird gefragt, ob es nicht gerade unter Praktikabilitäts- und Effizienzgesichtspunk-
ten vorteilhaft ist, nicht-staatliche Akteure, z.B. im Rahmen von public-private
partnerships (Reinicke 1998), in das „Regieren in entgrenzten Räumen“ (Kohler-
Koch 1998) einzubeziehen.

Die in der Zusammenfassung (s. 3.2) gestellte Frage (1) nach der Effektivität
von Internet-Regelungsarrangements schließt anhand des Beispielfalles Internet
unmittelbar an die Diskussionen um die Möglichkeit und die Ausgestaltung „positi-
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ver Integration“ im Rahmen von Global Governance an und erfordert eine empiri-
sche Untersuchung darüber, wie sich die Regelungsentwicklung im Spannungsver-
hältnis zwischen „Internationalisierung“ und „Privatisierung“ darstellt.

Demokratische Legitimation jenseits des Nationalstaates

Selbst wenn überstaatliche Regelungsarrangements im Sinne positiver Integration
jedoch zustande kommen, sind sie mit einem weiteren schwerwiegenden Problem
belastet. Denn es wird zunehmend problematisiert, daß die Legitimität internatio-
naler kooperativer Arrangements in Frage steht, vor allem weil grundlegende Krite-
rien demokratischer Legitimation systematisch verletzt werden (vgl. z.B. Scharpf
1993; Held 1995; Zürn 1992; McGrew 1997; Scholte 2000). Teilweise wird dies als
unintendierter Nebeneffekt des Versuchs aufgefaßt, Handlungsfähigkeit in Zeiten
der Denationalisierung auf überstaatlicher Ebene wiederzugewinnen (Zürn 2001),
teilweise als Ergebnis bestimmter Charakteristika internationaler Entscheidungs-
prozesse (Kohler-Koch 2000), teilweise sogar als absichtsvolle Strategie der Staa-
ten, im Sinne einer „neuen Staatsräson“ (Wolf 1997, 2000) an Autonomie gegen-
über der Gesellschaft zu gewinnen. Selbst wenn man also annimmt, daß – funktio-
nal durchaus gerechtfertigt – eine zunehmende Verlagerung des „Regierens“ auf
inter- und supranationale Institutionen stattfindet, so steht in Frage, ob eine solche
„Dritte Transformation der Demokratie“ (Dahl 1989) nicht tatsächlich zu ihrer fun-
damentalen Erosion führt. Gleichzeitig wird in der Literatur jedoch auch die Ge-
genposition vertreten, wonach gerade die Internationalisierung politischer Hand-
lungsbereiche eine Möglichkeit darstellt, neue Formen demokratischer Legitimation
zu entwickeln und verkrustete nationalstaatliche Strukturen zu überwinden (Grande
2001; Höffe 1999, 2001). Insbesondere dem Konzept der deliberativen Demokratie
(Habermas 1992; Gerstenberg 1997) wird in diesem Zusammenhang besondere
Aufmerksamkeit gewidmet (Schmalz-Bruns 1999, 2000a; Gerstenberg/Sabel 2001;
Zürn 2000a).

Allerdings sind die bisherigen Überlegungen hinsichtlich dieses Problems in
der Literatur recht allgemein. Empirisch konzentrieren sich die genannten For-
schungsstränge zumeist auf das Legitimations- bzw. Demokratiedefizit und Re-
formoptionen vorhandener Großorganisationen. Ein Beispiel ist dabei die Debatte
um eine „demokratisierende“ Reform der Vereinten Nationen (vgl. Bienen u.a.
1996) und insbesondere das – spätestens seit dem dänischen Maastricht-
Referendum immer wieder thematisierte – „demokratische Defizit“ der Europäi-
schen Union (vgl. als Überblick Schimmelfennig 1996; Kohler-Koch 1999; Gre-
ven/Pauly 2000; Karlsson 2001). Eine Konkretisierung des allgemein diagnosti-
zierten „Demokratiedefizits“ hinsichtlich funktional spezifischerer Institutionen und
einzelner Regelungsbereiche (wie z.B. bei Coleman/Porter 2000) oder eine syste-
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matische Entwicklung und Bewertung normativer Konzeptionen von Demokratie
jenseits des Nationalstaates (wie z.B. bei Held 1995) ist dagegen eher selten.

Die Bearbeitung der in der Zusammenfassung (s. 3.2) angeführten Frage (2)
des Projektes nach der normativen Qualität der Internet-Regelungsarrangements
zielt somit darauf ab, die Debatte zu diesem Thema um einen Beitrag zu erweitern,
der versucht das allgemeine Problem zu konkretisieren und in einem Politikfeld
Legitimität sowohl hinsichtlich eines theoretisch-normativen Maßstabes als auch
hinsichtlich empirisch vorhandener Anerkennung zu evaluieren.

Das Potential von „E-Democracy“

Fragen demokratischer Legitimation sind mit Blick auf den Gegenstandsbereich
„Internet“ von besonderem Interesse, da gerade das Internet mit Blick auf Regulati-
on und Legitimation eine gewisse „Janusköpfigkeit“ aufweist. Einerseits ist davon
auszugehen, daß sich in diesem Bereich aufgrund der globalisierten Netzstruktur
die für Denationalisierung typischen Herausforderungen für nationalstaatliche Re-
gulierungen ergeben (für eine umfassende Bestandsaufnahme siehe Kloepfer/Neun
2002) und daß auch die besonderen Gegebenheiten der Innovations- und Technik-
regulierung (vgl. z.B. Esser 1997) eine nicht unerhebliche Rolle spielen werden.
Andererseits bietet gerade die Netztechnologie aber auch zahlreiche Chancen für
neue Formen politischer Partizipation. Die Experimente in dieser Hinsicht haben
längst begonnen. Die ersten rechtlich bindenden Online-Wahlen beispielsweise
fanden im Februar 2000 an der Universität Osnabrück statt (Fischer 2000). Im März
desselben Jahres bestand bei den Primaries der Demokraten im amerikanischen
Bundesstaat Arizona erstmals die Möglichkeit der Online-Wahl, wobei sich offen-
bar im Vergleich zu früheren Wahlen die Wahlbeteiligung vor allem zugunsten der
Partizipation von ethnischen Minderheiten deutlich erhöht hat (election.com 2000).

Die Visionen gehen jedoch weit über die effektivitätssteigernde „Online-
Replikation“ bekannter Partizipationselemente wie Wahlen hinaus. Zum einen ist
allgemein darauf verwiesen worden, daß sich verbesserte Einflußmöglichkeiten da-
durch ergeben, daß verbesserte Informations- und Mobilisierungsmöglichkeiten zu
veränderten exit und voice-Optionen führen (vgl. Engel 2000). Zum anderen gibt es
jedoch auch Autoren, die annehmen, daß es mit der Netztechnologie erstmals mög-
lich scheint, Elemente einer idealen Diskurssituation im Rahmen von Massenkom-
munikation zu verwirklichen (Geser 1996; Hague/Loader 1999). Manche gehen
unter Verweis auf die Möglichkeit von Online-Abstimmungen soweit zu behaup-
ten, daß erstmals „ganz wörtlich die direkte Herrschaft des Volkes möglich gewor-
den ist“ (Grossman 1998: 85; zu Erfahrungen im Zusammenhang mit der schotti-
schen Parlamentsreform vgl. Smith/Gray 1999: 433). Andere Autoren warnen vor
derartigen technokulturellen Visionen (Schmalz-Bruns 2000) und verweisen auf
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Asymmetrien beim Internetzugang (Kubicek 1999), auf sozialpsychologische Bar-
rieren (Buchstein 1996) sowie auf im Netz angelegte strukturelle (Bieber 1999) und
organisatorische Hindernisse (Wienhöfer 1999) für zivilgesellschaftliche Delibera-
tionen. Weitgehend Einigkeit herrscht allerdings darüber, daß die Netztechnologie
politische Partizipationsformen auf allen Ebenen maßgeblich verändern wird (Leg-
gewie 1998; von Korff 1999; Mulder 1999; Broder 2000; Donath 2001) – wenn
auch möglicherweise eher inkrementell (Esser 2000; Zittel 1997).

An der Debatte fällt zweierlei auf: Erstens besteht eine gewisse Diskrepanz
zwischen eher allgemein formulierten, umfassenden Überlegungen (vgl. z.B. Engel
2000; Kaiser 2000) und konkreter empirischer Forschung. Zweitens fehlt eine sys-
tematische Betrachtung der überstaatlichen Ebene. So heben die Überlegungen häu-
fig auf zwar verschiedene, aber jeweils rein nationale Kontexte ab und betrachten
die Aktivitäten klassisch nationalstaatlicher politischer Institutionen „im Netz“ bzw.
die Verlagerung politischer Aktionsformen in den und Reproduktion derselben im
Cyberspace (vgl. z.B. die Beiträge in Gellner/von Korff 1998; Hartmann/Hüttig
1998; Hofmann 2000; Leggewie/Maar 1998; Woyke 1999; Kamps 1999). Haupt-
ausnahme von diesem Trend sind die Untersuchungen über die Internet-
Regulierungsinstitution ICANN, für die erstmals globale Online-Wahlen initiiert
wurden (vgl. z.B. Ahlert 1999, 2000, 2001 sowie Aizu u.a. 2001; mit Jeanette
Hofmann als deutscher Vertreterin).

Die in der Zusammenfassung (s. 3.2) aufgeworfene Frage (3) des Teilprojektes
nach der Nutzung des Internets zur Demokratisierung von internationalen Entschei-
dungsprozessen setzt genau an diesen Defiziten an: Erstens sollen allgemeine Diag-
nosen bzw. Visionen über das Potential der neuen Kommunikationstechnologien
der empirischen Forschung unterzogen werden und zweitens soll dabei systema-
tisch von der nationalstaatlichen Ebene zugunsten internationaler Regelungsinstitu-
tionen abstrahiert werden.

Zusammenfassend läßt sich sagen, daß in der Globalisierungsforschung angenom-
men wird, daß es in Folge des Prozesses der Denationalisierung zu einem Wandel
von Staatlichkeit im Sinne der Verlagerung staatlicher Interventionen auf die über-
staatliche Ebene kommen wird, wobei die Geschwindigkeit des Prozesses und die
Form der emergierenden Institutionen noch unklar sind. Gleichzeitig werden ver-
stärkt demokratische Defizite überstaatlicher Institutionen konstatiert. und es exis-
tieren eine Reihe von Überlegungen hinsichtlich neuer Formen politischer Legiti-
mation. Dabei existiert jedoch ein gewisses Defizit empirischer Analysen, das auch
die Forschung mit Blick auf das legitimatorisch-partizipative Potential des Internet
auszeichnet. Vor diesem Hintergrund untersucht das Teilprojekt „Regulation und
Legitimation im Internet“, ob und in welcher Form die Verlagerung staatlicher In-
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tervention auf die überstaatliche Ebene stattfindet (Frage 1), wie die emergenten
Institutionen unter demokratisch-legitimatorischer Perspektive zu bewerten sind
(Frage 2) und was sich aus den zum Einsatz kommenden Legitimationselementen
für andere Politikbereiche lernen läßt (Frage 3).

3.4 Eigene Vorarbeiten

Michael Zürn setzt sich seit Jahren mit dem Prozeß der Globalisierung und dessen
Konsequenzen – gerade unter der Governanceperspektive – auseinander, u.a. im
Rahmen eines vom ihm geleiteten DFG-Forschungsprojektes zu den „Bestim-
mungsfaktoren der politischen Reaktionen auf die gesellschaftliche Denationalisie-
rung“ (Zürn 1992, 1995, 1996a, 1997, 1998a, 1998b, 2001, 2002). Besondere
Aufmerksamkeit galt dabei auch Problemen demokratischer Legitimation internati-
onaler Institutionen, insbesondere der EU (Zürn 1996b, 2000a, b). Seine frühen re-
gimeanalytischen Arbeiten hatten zudem die Regulierung grenzüberschreitender
Kommunikation zum Gegenstand (vgl. Zürn 1987).

Der nach Abschluß seiner Promotion als zusätzlicher Projektleiter vorgesehene
Gregor Walter hat sich im Kontext des o.g. Forschungsprojektes ebenfalls mit Glo-
balisierung und deren Konsequenzen – insbesondere im Bereich der Kommunikati-
on – in vielfältiger Weise beschäftigt. U.a. ist er Mitautor eines Überblicksaufsatzes
zum Thema „Globalisierung“ (Beisheim/Walter 1997) sowie einer umfangreichen
Studie zu den empirischen Manifestationen und Konsequenzen des Prozesses
(Beisheim u.a. 1999; s. a. Walter 1998; Walter/Zürn 1998; Walter u.a. 1999).
Daneben hat er maßgeblich zu einem derzeit in Review befindlichen Band The Po-
litics of Denationalization (Zürn/Walter 2002) beigetragen. Der Schwerpunkt seiner
empirischen Forschung (und auch seine im Oktober 2002 abzuschließende Disser-
tation) liegt dabei auf dem Internet als Globalisierungsphänomen, insbesondere auf
den Problembereichen „Illegale Inhalte“, „Copyright“ und „Kryptographie“ (Walter
2002). Er verbindet damit Kenntnisse über Globalisierung und Global Governance
mit empirischer und technischer Expertise über den Gegenstandsbereich des Teil-
projekts.
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 3.5 Arbeitsprogramm
(Ziele, Methoden, Arbeits- und Zeitplan)

3.5.1 Forschungsziele

Hauptfragen

Das Projekt „Regulation und Legitimation im Internet“ beschäftigt sich mit grenz-
überschreitender Regulation und deren demokratischer Legitimation am Beispiel
ausgesuchter Regulierungsprobleme des Problemfeldes Internet sowie mit der Ü-
bertragbarkeit der dort gemachten Erfahrungen auf andere Problemfelder. Dabei
wird das Internet als ein Beispiel für einen nahezu vollständig denationalisierten
Handlungs- und Problembereich begriffen. Ausgangspunkt ist die Überlegung, daß
nationale Grenzen für Transaktionen im Internet praktische keine Rolle spielen, da
zwischen nationalen und grenzüberschreitenden Transaktionen (bis auf etwaige
Sprachprobleme) keinerlei Transaktionskostendifferenzen bestehen und damit
letztlich die ganze Vorstellung der räumlichen Zuordnung von Transaktionen in
Frage gestellt wird. Dadurch ergeben sich zum einen eine ganze Reihe von Regula-
tionserfordernissen. Dies gilt sowohl für die Etablierung und „Pflege“ der grenz-
überschreitenden Kommunikationsstruktur selbst (1) als auch für die Verregelung
von Transaktionen, die bislang hauptsächlich offline durchgeführt und dementspre-
chend – weitgehend nationalstaatlich – verregelt wurden, jetzt aber zunehmend
auch über das Internet ablaufen (2). Das herkömmliche, primär nationalstaatlich-
hierarchisch strukturierte Regelungsmodell des DRIS ist somit auf den gesamten
Internetbereich nur äußerst schwer anwendbar.

Gleichzeitig entsteht durch das Internet aber auch ein neues Medium, das neu-
artige Möglichkeiten für die Organisation von transnationalen Angelegenheiten
bietet und ein Potential für die demokratische Legitimation von Regieren jenseits
des Nationalstaates beinhaltet (3).

Die genannten drei politischen Aspekte des Internet, die auch als „Politik im
Netz“, „netzbezogene Politiken“ und „politischer Gebrauch des Netzes“ bezeichnet
werden können (vgl. Leggewie 1998: 24-44; Resnick 1998: 55-67), gehen über das
klassisch-nationalstaatliche Legitimationsmodell hinaus und stellen somit ebenfalls
eine – wenn auch gänzlich anders gelagerte – Möglichkeit des Wandels des DRIS
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dar. Zusammengefaßt fußt das Projekt damit auf der Überlegung, daß das Internet
aufgrund seiner transnationalen Struktur einerseits herkömmliche national gebun-
dene Regulationsansätze fundamental in Frage stellt; gleichzeitig aufgrund eben
dieser Struktur sowie seinen spezifischen technischen Möglichkeiten aber auch ein
Potential für neuartige Legitimationsformen bietet. Als Forschungsgegenstand bie-
tet sich das Internet somit zur Erfassung eines möglichen Wandels der herkömmli-
chen Staatlichkeit im Sinne des idealtypischen DRIS sowohl in der Interventions-
als auch in der Legitimationsdimension an.

Vor diesem Hintergrund fragt das Projekt erstens, ob es im Bereich der ge-
nannten Internetprobleme zu einer Verlagerung von „Staatlichkeit in der Interven-
tionsdimension“ auf die internationale oder transnationale Ebene kommt, welchen
Gehalt die entsprechenden Regelungen haben (etwa marktschaffend versus markt-
korrigierend) und ob dabei eine Privatisierung im Sinne der verstärkten Einbindung
nicht-staatlicher Akteure in entsprechende Regelungsarrangements stattfindet (Fra-
ge 1). Es geht dabei nicht um eine Bewertung der Regulation im Sinne eines (eher
juristischen) Maßstabes von Kohärenz und Konsistenz oder im Sinne eines (eher
ökonomischen) Maßstabes von Effizienz, sondern ausschließlich um die Beschrei-
bung der Regelungsentwicklung entlang der Kategorien von Internationalisierung
und Privatisierung. Als Vergleichsmaßstab sollen dabei nicht nur der Idealtyp des
DRIS, sondern auch konkrete (evt. funktional äquivalente) herkömmliche Politiken
im Telekommunikations- bzw. Steuerbereich dienen.

Gleichzeitig fragt das Projekt zweitens auf Basis eines Kataloges genuin nor-
mativer Kriterien demokratischer Legitimation, wie die emergenten Internet-
Regelungen zu bewerten sind, wobei es insbesondere um den Aspekt geht, ob die
mögliche Verlagerung von Interventionen auf die inter- bzw. transnationale Ebene
mit einem legitimatorischen Defizit einhergeht (Frage 2).

Auf dieser Grundlage fragt das Projekt dann schließlich drittens, ob und - wenn
ja - wie im Rahmen der emergenten Regelungsarrangements jenseits des National-
staates die Netztechnologie selbst zur Erhöhung der demokratischen Legitimation
genutzt wird und ob sich daraus Schlußfolgerungen für andere Politikbereiche ab-
leiten lassen (Frage 3). Dies basiert auf der Überlegung, daß das Internet nicht nur
eine Herausforderung für legitimes nationalstaatliches Regieren darstellt. Vielmehr
bietet es auf Grund seiner technischen Möglichkeiten gleichzeitig auch ein erhebli-
ches Potential für die (Neu-) Gestaltung politischer Regulation und Legitimation
(z.B. auf dem Wege neuer Partizipationsformen). Dabei geht es im Rahmen des
Projektes jedoch nicht allgemein um Möglichkeiten und Grenzen von E-
Democracy, sondern nur um den spezifischen Einsatz dieser Möglichkeiten auf in-
ternationaler Ebene. Es ist zu erwarten, daß das partizipatorische Potential des In-
ternet bei der Formulierung von Politiken, die das Netz selbst betreffen, in beson-
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ders innovativer Weise zum Einsatz kommt, da die Entscheidungsbeteiligten den
technischen Möglichkeiten des Netzes besonders nahe stehen.

Mit den drei Leitfragen korrespondieren drei sehr allgemeine, deskriptive
Leitthesen. Diesen Thesen zufolge wäre zu erwarten,
� daß in den untersuchten Fällen Prozesse der Internationalisierung und Privati-

sierung parallel ablaufen und im Ergebnis zu einer Transnationalisierung füh-
ren werden, um effektive und effiziente kollektive Problemlösungen für das
Internet bereitzustellen;

� daß die Legitimitätsprobleme bei diesen transnationalen Regelungen im Ver-
gleich zu anderen Regelungen jenseits des Nationalstaates zwar variabel je
nach Policytyp, aber insgesamt relativ gering ausfallen werden, weil im Inter-
netbereich innovative Partizipationsformen vergleichsweise stark zum Einsatz
kommen werden; und,

� daß die Übertragbarkeit derartiger innovativer Partizipationsmodelle auf ande-
re Regelungsbereiche beschränkt ist, weil ihre Verwendung mit den Spezifika
der Internet-Regelungsprobleme korrespondiert.

Zur Frage 1 (Effektivität von Internet-Regelungsarrangements)

Es wird zunächst in primär analytischer Absicht geprüft, ob es – angesichts der
funktionalen Erfordernisse des Internet – im Falle der genannten Probleme tatsäch-
lich zu einer Verlagerung von Regulationen und Regelungskompetenzen auf eine
inter- oder transnationale Ebene kommt und welche Formen derartige überstaatli-
che Arrangements annehmen. Als Vergleichsmaßstab dienen dabei analoge Prob-
lembereiche im Bereich der Telekommunikation, die im Zeitalter des DRIS intensi-
ven Regulierungen unterlagen. Voraussichtlich werden dies die Vergabe von Ra-
diofrequenzen und Satellitenplätzen, die Besteuerung von Handel mit Informations-
systemen und der Datenschutz im Telefonwesen sein. Diese Vergleichsuntersu-
chungen werden ausschließlich sekundäranalytisch durchgeführt.

Bei diesem Vergleich sind insbesondere die Dimensionen (i) Raum, (ii) Inter-
vention und (iii) Prozeß von besonderem Interesse. So ist hinsichtlich (i) zu fragen,
welche territoriale Reichweite entsprechende Regelungsarrangements erlangen (re-
gionenweit, OECD-weit, weltweit, usf.) und wie autonom entsprechende Rege-
lungsinstitutionen handeln können bzw. wie weit die Regelungskompetenzen tat-
sächlich von den Nationalstaaten abgelöst werden (z.B. auf einer Skala von „bloßer
internationaler Harmonisierung“ bis zu „supranationaler autonomer Regelsetzungs-
kompetenz“). Bei der Intervention (ii) geht es zum einen um die Tiefe der durch die
Regelungen vorgenommenen Eingriffe (im Abgleich mit dem Idealtyp der völlig
ungeregelten Transaktion) und zum anderen um die zum Einsatz gebrachten Steue-
rungsinstrumente. Hinsichtlich dieser Dimension sind insbesondere zwei Aspekte
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von besonderem Interesse: Zum einen ist zu fragen, wie sich das erreichte Rege-
lungsniveau zu äquivalenten rein nationalstaatlichen Regelungen im Telekommuni-
kationsbereich verhält. Wird ein vergleichbares Niveau auf inter- oder transnatio-
naler Ebene erreicht? Zum anderen ist zu evaluieren, welche Rolle nicht-staatlichen
oder supranationalen Akteuren in den entsprechenden Regelungsarrangements zu-
kommt. Inwieweit kommen Schiedsgerichte zum Einsatz? Kommt es zur Ausfor-
mung gemischt staatlich-nichtstaatlicher Institutionen oder gar zu einer vollständi-
gen Delegation der Regelungskompetenzen an nicht-staatliche Akteure im Sinne
der Selbstregulierung? Schließlich wird mit dem Aspekt des Prozesses (iii) die
Formierung der Regelungsinstitutionen untersucht: Wie „schnell“ wurde auf die
entsprechenden Probleme reagiert? Durch wen? Welche Rolle spielten nicht-
staatliche Akteure bei der Ausarbeitung der Regelung? usf. Betont man vor allem
die Aspekte der Regelungsebene und der Steuerungsinstrumente (im Sinne der Re-
gelungsträger) lassen sich die in Frage kommenden Verregelungsoptionen im Sinne
der Leitfragen des Sfb in folgendem Schaubild zusammenfassen:

Abbildung 1: Politische Verregelungsoptionen

Regelungsebene

Regelungsträger
Nationale Ebene Internationale Ebene

Staatlich Nationalstaatlich International

Nicht-staatlich National-selbstregulativ Transnational

Zwar sind dies nur analytische Kategorien, die nicht ausschließen, daß sich tatsäch-
lich Mischformen bilden. Es wird jedoch deutlich, daß das Teilprojekt damit im
Sinne der Konzeptualisierung des Sfbs versucht, u.a. eine Antwort darauf zu geben,
ob es im Bereich der genannten Internet-Probleme zu einer Verlagerung von Staat-
lichkeit insbesondere im Sinne der „Internationalisierung“ und „Privatisierung“
kommt.

Zur Frage 2 (demokratische Legitimation)

Weiterhin fragt das Projekt danach, wie die am Ende derartiger Verlagerungspro-
zesse stehenden Institutionen hinsichtlich ihrer demokratischen Legitimation ab-
schneiden. In unserem Verständnis erweist sich eine politische Institution dann als
legitim, wenn die Regelungsbetroffenen ein gewisses Maß an internalisierter Fol-
gebereitschaft aufweisen. Dieser deskriptive Legitimationsbegriff wird um einen
normativen Legitimationsbegriff ergänzt. Wir gehen davon aus, daß die internali-
sierte Folgebereitschaft in dem Maße ansteigt, wie der Prozeß der Regelgenerierung
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und das Regelungsergebnis demokratischen Kriterien entsprechen. Für die Zwecke
der Untersuchung ist somit zum einen ein Katalog normativer Kriterien zu entwi-
ckeln, der auf Errichtung und Funktionsweise internationaler Regelungsarrange-
ments sinnvoll anwendbar ist. Zum anderen soll diese normative, auf demokratie-
theoretisch informierten Vorentscheidungen beruhende Vorgehensweise um Erhe-
bungen zur empirischen Anerkennung der entsprechenden Regelungen ergänzt
werden. Hinsichtlich des normativen Kriterienkataloges sind die unten näher darge-
stellten Elemente eines demokratischen Prozesses denkbar, die in besonderer Weise
durch Denationalisierungsprozesse betroffen sind. Dieser Kriterienkatalog hat vor-
läufigen Charakter und soll im Zuge der Projektarbeit weiterentwickelt und opera-
tional gefaßt werden. Er baut auf eigenen Vorarbeiten (Zürn 1996) und der Diskus-
sion über das demokratische Potential des Internet von Schmalz-Bruns (2000) auf.

� Kongruenz: Fundamental für Demokratie ist gemäß des Prinzips der Selbstbe-
stimmung die Überlegung, daß Personen die sie betreffenden Angelegenheiten
selbst regeln können sollen (Scharpf 1993; Held 1995). Demnach sollten die
von einer Regelung Betroffenen an der Entscheidung darüber beteiligt gewesen
sein. Konkret ist somit zu fragen, in welchem Verhältnis die von einem inter-
nationalen Regelungsarrangement Betroffenen zum Kreis der Entscheidungs-
beteiligten stehen.

� Repräsentanz: Selbst bei vollständiger Kongruenz durch die direkte oder indi-
rekte Beteiligung aller Regelungsbetroffenen kann der Grad der Unmittelbar-
keit der Entscheidungsbeteiligung der Regelungsbetroffenen natürlich variie-
ren. Da die demokratische Legitimation mit der Länge der Repräsentationskette
problematischer wird (Claasen 1994), macht es einen Unterschied, ob die Re-
gelungsbetroffenen ein Parlament wählen, welches eine Regierung wählt, aus
deren Mitte ein Minister einen Vertreter zu einer internationalen Konferenz
entsendet, der dort hinter verschlossenen Türen geheim verhandelt. Oder ob di-
rekt (z.B. nationale) Vertreter für eine internationale Institution gewählt werden
können bzw. sogar direkte, d.h. plebiszitäre Beteiligungsformen bei der inter-
nationalen Organisation vorgesehen sind. Zusätzlich ist zu bedenken, daß auch
an der Entstehung internationaler Regelungsarrangements kollektive nicht-
staatliche Akteure (z.B. transnationale Unternehmensverbände oder große
MNCs, also multi national corporations) häufig beteiligt sind, d.h. daß es ne-
ben territorialer Repräsentation auch die Möglichkeit funktionaler Repräsenta-
tion gibt. Im Sinne kollektiver Repräsentanz ist daher zu evaluieren, wie aus-
gewogen das Spektrum der entscheidungsbeteiligten nicht-staatlichen Akteure
ist und ob und welche Rolle gemeinwohlorientierte NGOs dabei spielen.



Bereich B: Die Zukunft des 501 B4
demokratischen Nationalstaates Zürn

� Deliberative und epistemische Orientierung: Unabhängig von der Länge der
Repräsentationskette ist außerdem relevant, wie Entscheidungen zustande
kommen. Habermas (1992) hat argumentiert, daß dabei Deliberation als Dis-
kursmodus der Demokratie inhärent sein muß und rationalitätssteigernd wirkt.
Im Sinne von Elster (1998) ist daher zu fordern, daß der Entscheidungsprozeß
nicht nur auf voting oder bargaining, sondern auch auf arguing beruht, da nur
dann Ergebnisse zu erwarten sind, die sich öffentlich rechtfertigen lassen. An-
hand dieses Kriteriums wäre somit zu prüfen, inwieweit die entscheidungsvor-
bereitenden Verhandlungen dem Ideal der deliberativen Gleichheit entsprechen
und die Verhandlungsteilnehmer eine epistemische Grundorientierung aufwei-
sen (vgl. Schmalz-Bruns 1999, 2000; Risse 2000).

� Verantwortlichkeit (accountability) durch Öffentlichkeit: Eine Voraussetzung
dafür, daß Entscheidungsträger zur Verantwortung gezogen werden können, ist
die Transparenz der Entscheidungsprozesse und die Möglichkeit der Informati-
on über sie, da nachvollziehbar sein muß, wer sich bei welcher Entscheidung
wie verhalten hat. Gleichzeitig muß auch eine Sanktionsmöglichkeit gegenüber
dem Entscheidungsträger bestehen, um das entsprechende Verhalten effektiv
ahnden zu können (z.B. mit einer Wahlentscheidung). Das Kriterium fragt also
nach Transparenz von bzw. Information über Entscheidungsprozesse und der
Möglichkeit der Sanktion (vgl. Keohane 2002).

� Transparenz durch Öffentlichkeit: Eine Rückbindung des Entscheidungspro-
zesses an den öffentlichen Diskurs gewährleistet vor allem, daß die Repräsen-
tanten sich nicht allzu weit vom gesellschaftlichen Mandat der Repräsentierten
entfernen können und daß die Repräsentanten gezwungen sind, im Sinne der
Deliberation öffentliche Rechtfertigungsgründe zu formulieren (Gerstenberg
1997). Somit ist zu fragen, wie öffentlich die jeweiligen Entscheidungsprozesse
ablaufen.

� Effektivität: Die Ergebnisse von demokratischen Entscheidungsprozessen müs-
sen normativ begründungsfähig sein. Demokratische Entscheidungen müssen
also eine gewisse Effektivität aufweisen, um Output-Legitimität zu generieren
(Scharpf 1999). Ein reiner input-demokratischer Prozeß kann langfristig nicht
ausreichend die Legitimität einer politischen Institution sichern, wenn die Poli-
tikergebnisse sich als hochgradig ineffektiv erweisen.

� Reversibilität: Wenn eine Entscheidung zustande gekommen ist, so darf diese
nicht irreversibel sein, weil sie sonst der Souveränität der sich selbst Bestim-
menden durch einen einmaligen Vorgang gänzlich entzogen wäre. Es muß
möglich sein, bei einer über Zeit veränderten Präferenzlage der Regelungsbe-
troffenen oder einer anderen Zusammensetzung die entsprechende Regel zu
verändern bzw. abzuschaffen. Dieser Punkt ist bei internationalen Institutionen
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notorisch problematisch, da diese zumeist nicht unerhebliche Austrittskosten
aufweisen, die strukturell der Reversibilität entgegenstehen (Scharpf 1985). Zu
fragen ist daher aufgrund dieses Kriteriums, wie stark durch das entsprechende,
einmal institutionalisierte Regelungsarrangement die entsprechende Rege-
lungsmaterie der Selbstbestimmung der Regelungsbetroffenen entzogen ist.

Um die Evaluation anhand dieser normativen Kriterien sozial-konstruktivistisch zu
fundieren, soll zudem erhoben werden, inwieweit empirisch ein etwaiges legitima-
torisches Defizit der betrachteten Regelungsarrangements jenseits des National-
staates von Akteuren tatsächlich ausgemacht wird. Der Abgleich der normativen-
theoretischen und der empirischen Bewertung sollte dabei interessante Erkenntnisse
darüber liefern, unter welchen Bedingungen die empirische Anerkennung von Re-
gelungen leidet. Anknüpfungspunkt dieser empirischen Erhebung sind die Rege-
lungsbetroffenen. Um angesichts der vermutlich extrem großen Zahl von potentiell
Regelungsbetroffenen diesen Schritt methodisch handhabbar zu halten, wird derzeit
operational an zwei Elemente gedacht: Zum einen ist eine fokussierte Diskursana-
lyse der entsprechenden Fachöffentlichkeit(en) möglich. Dabei würde es konkret
darum gehen, drei bis fünf nationale und internationale Fachmedien1 zu identifizie-
ren, die für die betreffenden Regelungsbereiche der Fallstudien einschlägig sind,
und zu untersuchen, ob in diesen entsprechende Legitimationsprobleme der emer-
genten Regelungsarrangements aufgeworfen werden. Zum anderen können ergän-
zend bestimmte Experten zur selben Thematik befragt werden. Diese sollten sich
rekrutieren a) aus Vertretern von Regelungsinstitutionen (national und/oder inter-
national), b) Vertretern von Regelungsbetroffenen (Verbände, Nutzerorganisatio-
nen o.ä.) und c) Forschungsvertretern, die sich mit dem entsprechenden Regelungs-
bereich befassen. In einem so geknüpften analytischen Netz sollten eventuelle, em-
pirisch „empfundene“ Legitimationsdefizite aufscheinen und sich mit der Bewer-
tung anhand der oben eingeführten normativen Kriterien abgleichen lassen.

Zur Frage 3 (Demokratisierung internationaler Entscheidungsprozesse)

Schon zum jetzigen Zeitpunkt – obwohl empirisch nur sehr wenige Fälle vorliegen
– erscheint es einerseits vorstellbar, daß die globale Ausdehnung des Netzes es ver-
gleichsweise einfach macht, die Kongruenz und Repräsentanz im Verhältnis zwi-
schen Regelungsbetroffenen und Entscheidungsbeteiligten (z.B. im Sinne internati-
onal organisierter Wahlen) zu erhöhen. Entsprechende Verfahren vorausgesetzt, ist
es zudem denkbar, daß die Reversibilität hoch gehalten wird, da eine erneute Ent-

                                                                       
1 Die Untersuchung von Massenmedien scheint bei den untersuchten Fragen wenig zielführend, da

keine der analysierten Regelungen es auf die Agenda der massenmedialen Öffentlichkeit geschafft
hat.
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scheidungsfindung vergleichsweise leicht zu organisieren ist. Gleichzeitig gibt es
die begründete These, daß es neue Möglichkeiten gibt, deliberative Diskurse online
transnational zu organisieren. In der Erhöhung von Transparenz und Öffentlichkeit
und in der breitangelegten Suche nach effektiven Lösungen liegen weitere Potenti-
ale der Netztechnologie, die bereits jetzt von zahlreichen internationalen Institutio-
nen z.B. bei der Verbreitung von Stellungnahmen, Positionspapieren usf. stark ge-
nutzt werden. Auf der anderen Seite wird mit guten Gründen vor „technokulturellen
Visionen“ gewarnt, die das Potential der neuen Technologie, die ohnehin primär für
„Kommerz und Geschwätz“ steht, überschätzen und die Beharrungskräfte vorhan-
dener sozialer Strukturen unterschätzen (Buchstein 1996; Schmalz-Bruns 2000).
Bei der Analyse der Anwendung der Netztechnologie geht es vor dem Hintergrund
dieser Debatte vor allem darum, die Übertragbarkeit auf überstaatliche Regelungs-
arrangements in anderen Bereichen zu untersuchen, was eine Betrachtung von
Funktionsweise und -voraussetzungen derartiger innovativer partizipativer Ele-
mente nötig macht. Diese Fragen sollen in einer späteren Projektphase untersucht
und bis dahin noch weiter präzisiert werden.

Arbeitshypothesen

Das Projekt wird die aufgeworfenen Fragen auf der Grundlage der vergleichenden
Untersuchung von drei Regelungsbereichen des Internets bearbeiten. Dadurch wird
es möglich sein, zum einen allgemeine Entwicklungen und Veränderungstrends
problemübergreifend zu erfassen. Zum anderen lassen sich aufgrund zu erwartender
Varianzen und Differenzen in den drei Regelungsbereichen auch systematische
Vergleiche anführen, die die Anwendung der komparativen Logik bei der Ermitt-
lung kausaler Beziehungen ermöglichen. Dabei ist zu erwarten, daß sich sowohl die
Verregelung selbst als auch die Intensität der Legitimitätsprobleme und der Einsatz
innovativer Partizipationsformen im Vergleich zwischen den Fällen unterschiedlich
darstellen. Insofern sich Hypothesen über Varianzen in den Entwicklungen bestäti-
gen, sind sie dann für die praxeologischen Überlegungen in der letzten Phase des
Projekts − zum Demokratisierungspotential des Internet generell − von zentraler
Bedeutung. Nach dem bisherigen Stand der Überlegungen könnten derartige Vari-
anzen u.a. auf dreierlei Art erklärt werden:

Erstens läßt sich die Hypothese formulieren, daß Regulations- und Legitimati-
onsentwicklung mit dem Policytyp (Windhoff-Héritier 1987) des jeweiligen Rege-
lungsbereiches varriieren könnten. Dabei läßt sich an die bekannte Trias von The-
rodore Lowi (1964, 1972) anknüpfen, der zwischen konstitutiven, regulativen und
redistributiven Regelungen unterschied. Während es bei konstitutiven Regelungen
um die Schaffung von Rahmenbedingungen, Märkten usf. geht, beziehen sich re-
gulative Regelungen auf die Steuerung des Verhaltens von Akteuren (z.B. über Ge-
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und Verbote) und redistributive Regelungen auf die Umverteilung von Ressourcen.
Auf der Basis einer solchen Unterscheidung ließe sich erwarten, daß systematische
Varianzen entlang der jeweiligen Regelungsart auftreten sollten – ganz im Sinne
von Lowis Diktum policy determines politics. So hat beispielsweise Majone (1996)
mit Blick auf die Europäische Union argumentiert, daß redistributive Regelungen
auf Unionsebene eher unwahrscheinlich sind, weil die Eingriffstiefe besonders aus-
geprägt ist und ein Legitimitätsniveau erfordert, welches die Europäische Union
nicht erreichen kann (vgl. auch Streeck 1998). In Anknüpfung an diese Hypothese
könnte erwartet werden, daß sich konstitutive Politiken relativ leicht auf einer Ebe-
ne jenseits des Nationalstaates bewerkstelligen lassen, während redistributive Re-
gelungen auch im Bereich des Internet kaum zu erreichen sind. Kausal ist dabei
nicht nur an die Legitimationserfordernisse, sondern auch situationsstrukturell an
die Varianz hinsichtlich der mit den Problemen einhergehenden Interessenlagen
und Verteilungskonflikte zu denken (Scharpf 1996). Hinsichtlich der zweiten Leit-
frage des Projektes ließe diese Argumentation erwarten, daß die demokratisch-
legitimatorische Ausgestaltung der Entscheidungsfindung sich gerade umgekehrt
verhalten sollte und von konstitutiven über regulative zu den redistributiven Rege-
lungen anspruchsvoller werden sollte.

Zweitens ist insbesondere hinsichtlich der zweiten und dritten Frage des Pro-
jektes auch daran zu denken, daß die Bestandsdauer bestimmter Regelungen die
Bereitschaft zur Aufnahme partizipatorischer (gar technisch innovativer) Elemente
beeinflussen könnte. Die Hypothese knüpft an institutionalistische Theorieelemente
zu Pfadabhängigkeit und institutioneller Verstetigung an. Je älter und je näher am
traditionellen „Kernbereich“ staatlichen Handelns ein Politikbereich liegt, desto
weniger wäre demnach zu erwarten, daß eine transnationale demokratische Partizi-
pation bei internationalen Regelungen berücksichtigt wird. Vor dem Hintergrund
der Fallauswahl wäre dann zu erwarten, daß die Verregelung des Internets selbst −
also ein komplett neuartiger Bereich − offener für innovative Regelungsinhalte und
Partizipationsformen sein sollte, als die Transaktionen, für die das Netz „nur“ ein
neues Medium bereitstellt.

Und schließlich kann drittens an den in den Internationalen Beziehungen sehr
traditionsreichen Erklärungspfad über Interessen und Macht angeknüpft werden. So
nehmen die USA wie in vielen anderen Bereichen so auch im Internet eine Sonder-
stellung ein, und es ist zu erwarten, daß sie auch die emergenten Regelungsstruktu-
ren jenseits der Nationalstaaten nachhaltig beeinflussen werden. Keohane und Nye
(1977) haben jedoch darauf aufmerksam gemacht, daß Macht mit dem jeweiligen
Problemfeld variieren kann. Dementsprechend wäre zu erwarten, daß die problem-
spezifische Macht der USA Varianzen entlang der Fälle erklären kann. So ist die
Verwaltung des DNS-Systems – aufgrund der Entstehungsgeschichte des Netzes –
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an einen Vertrag mit der amerikanischen Regierung gebunden und fast alle sog.
root server des Domain-Name-Systems befinden sich in den USA. Hier ist der
Einfluß der Vereinigten Staaten sicherlich besonderes groß. Im Falle der Besteue-
rung hat das Land bisher einen so großen Anteil am E-Commerce, daß wiederum
von einem erheblichen Einfluß auszugehen ist. Allerdings sind die USA hier – um
das Potential des E-Commerce verwirklichen zu können – auf die Kooperation ins-
besondere mit Europa relativ stark angewiesen. Dies gilt um so mehr für den Da-
tenschutz, wo es ohne Kooperation zu zahlreichen Fällen des Ausschlusses ameri-
kanischer Unternehmen vom europäischen Markt kommen könnte. Dementspre-
chend wäre zu erwarten, daß die Kooperationsformen in absteigender Folge bei
DNS-System, Besteuerung und Datenschutz die Interessen der USA reflektieren.
Umgekehrt sollten sich die Probleme der Input-Legitimität verhalten, da die Domi-
nanz amerikanischer Einflüsse sich direkt in Verletzungen der Kongruenzbedin-
gung (mit den entsprechenden legitimatorischen Folgeproblemen) übersetzen sollte.

3.5.2 Untersuchungsmethode

Fallauswahl

Die Analyseeinheit dieser Untersuchung sind dezidiert nicht einzelne Staaten, son-
dern emergente Regelungsarrangements in ausgesuchten Problemfeldern. Das Vor-
gehen versteht sich zwar als komparativ, löst sich jedoch von der vorherrschenden
Bindung der Komparatistik an den Ländervergleich, wobei davon auszugehen ist,
daß die entsprechenden Aktivitäten schwerpunktmäßig von den OECD-Ländern
(bzw. unterschiedlichen Koalitionen derselben) ausgehen werden, da in diesen die
Verbreitung des Netzes am weitesten vorangeschritten ist. Die konkrete Fallaus-
wahl erfüllt u.a. die Funktion, für ausreichende Varianz möglicher erklärender Va-
riablen im Sinne der o.g. Arbeitshypothesen zu sorgen und damit dem Prinzip der
„selection on the independent variable“ (King/Keohane/Verba 1994) gerecht zu
werden. Vor diesem Hintergrund richtet sich die Fallauswahl primär an der durch
die Lowische Trias inspirierten Unterscheidung zwischen Politiken des market ma-
king, market correcting und market braking (Streeck 1998) aus, die allerdings den
Bereich der market correcting policies etwas breiter (und damit für unsere Zwecke
nützlicher) definiert als Lowi die redistributive Politik. Folgende Problembereiche
sollen dabei in den Blick genommen werden:

(1) „Market-Making“: Verwaltung von Domain Names. Domain Names sind –
kurz gesagt – die (Post-) Adressen des Internet, die es möglich machen, einzelne
Rechner im Netz über logische Adressen (wie z.B. „www.beispiel.de“) zu identifi-
zieren. Die Gewährleistung der eineindeutigen Zuordnung dieser logischen Adres-
sen zu den numerischen Zahlenkombinationen, die die Computer tatsächlich zur
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Kommunikation benutzen, ist eine zentrale Funktionsvoraussetzung für das Internet
als Ganzes (Grewlich 1999: 193-216). Gleichzeitig stellen die Rechte an bestimm-
ten prominenten Sachbegriffen oder Markennamen aufgrund der Bedeutung des
Netzes mittlerweile erhebliche materielle Werte dar, die vor Entstehung des Internet
nicht existierten. Die Regelungen über die Vergabe entsprechender Domain Names
konstituieren somit ganz wörtlich einen Markt, der vorher nicht existierte. Empi-
risch oblag die Vergabe und Verwaltung der Domain Names bis 1998 einem ameri-
kanischen Unternehmen, das über einen Exklusivertrag mit der amerikanischen Re-
gierung verfügte (Medosch 1998). Da die sog. „Registrierung“ (d.h. die verbindli-
che Zuordnung) von Domain Names ein äußerst lukratives Geschäft ist, geriet die-
ses (private und nationale) Monopol immer stärker in die Kritik (Mueller 2000).
Gleichzeitig wurde durch das gewaltige Wachstum des Netzes der „Adreßraum“
zunehmend enger und es zeichnete sich ab, daß eine Reform des gesamten Adreß-
systems notwendig werden würde. Nach längeren inter- und transnationalen De-
batten über die Zukunft des Domain-Name-Systems, in die sich u.a. die Europäi-
sche Kommission maßgeblich einschaltete, kam es 1998 zur Gründung der Internet
Corporation for Assigned Names and Numbers (ICANN), die als nicht-staatliche
und transnationale Institution einzuordnen ist, aber gleichwohl „im Schatten“ des
(amerikanischen) Staates (konkret: des Wirtschaftsministeriums) agiert. Schon auf-
grund dieser Strukturen stellt die Verregelung des Domain-Name-Systems via
ICANN einen sehr interessanten Fall im Sinne der ersten Projektfrage dar. Hinzu
kommt jedoch, daß die Geburt der Institution von Anfang an von Debatten über ih-
re Legitimität begleitet war. Dies hat dazu geführt, daß im Oktober 2000 erstmals
globale Wahlen für die Besetzung von fünf der insgesamt 19 Direktoriumsposten
von ICANN stattgefunden haben, die darüber hinaus vollständig online abgewickelt
wurden (Ahlert 1999; Bernhardt 2000; Hofmann 2000). Zwar sind mittlerweile
Forderungen laut geworden, in Zukunft von derartigen Partizipationselementen
wieder abzurücken (Ermert 2001; Aizu u.a. 2001); ICANN bleibt jedoch ein her-
ausragendes Beispiel für das Experimentieren mit den Möglichkeiten des Internet
im Sinne der dritten Leitfrage des Projektes. Gerade die Diskussion um die weitere
institutionelle Ausgestaltung und demokratische Legitimierung dieses Regulie-
rungsbereiches bietet daher eine sehr gute Möglichkeit den Fortgang der Regulie-
rungs- und Legitimierungsprozesse zu untersuchen.

(2) „Market Braking“: Schutz von personenbezogenen Daten. Das Internet
„schließt“ als einheitlicher Kommunikationsraum alle Arten von Regelungen
„kurz“, die sich auf online ablaufende Transaktionen beziehen lassen. Dies gilt
auch für den Datenschutz, der sich in den Regelungen sowohl für das Verhältnis
zwischen Staat und Bürger als auch für das Verhältnis zwischen Privaten (insbe-
sondere Unternehmen und privaten Individuen) als klassisch marktregulative Poli-
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tik im Sinne der Verhaltenssteuerung auffassen läßt. Zum einen ist – ähnlich wie im
Steuerrecht – unklar wie bestehende Datenschutzregelungen im Internet implemen-
tiert werden können. Dies ist umso wichtiger, als sich das Wachstum des E-
Commerce (inklusive der dabei anfallenden großen Mengen personenbezogener
Daten) faktisch datenschutzrechtlich in einer Grauzone abspielt (Büllingen 1999).
Zum anderen jedoch prallen vor allem die unterschiedlichen regulativen Philoso-
phien Europas (bzw. der EU) und der USA aufeinander (Krempl 1999). Während
die USA in diesem Bereich weitgehend auf Selbstregulierung setzen und den Un-
ternehmen die Etablierung von Datenschutzstandards (quasi als Merkmale der Pro-
duktqualität) überlassen, hat sich in der EU spätestens seit der 1998 in Kraft getre-
tenen Europäischen Datenschutzrichtlinie ein hohes Interventionsniveau durchge-
setzt (Brühann 1998). Personenbezogene Daten gelten dagegen in den USA weit-
gehend als Ware und dürfen generell gespeichert, ausgewertet und verkauft werden.
Im Herbst 1998 wurden Verhandlungen zwischen der Europäischen Kommission
und dem amerikanischen Wirtschaftsministerium aufgenommen, die sich lange Zeit
ohne nennenswerten Fortschritt hinschleppten, jedoch von einer heftigen Diskussi-
on zahlreicher nicht-staatlicher Organisationen in Europa und den USA begleitet
wurden. Dabei wurde auch in den USA zunehmend über die Defizite des amerika-
nischen Datenschutzes geklagt. Im März 2000 kam es zu einer grundlegenden eu-
ropäisch-amerikanischen Einigung auf der Basis des Prinzips der sog. sicheren Hä-
fen (safe harbor). Danach können sich US-Unternehmen verpflichten, bestimmte
Datenschutzregelungen einzuhalten und erhalten im Gegenzug das Recht, die Daten
europäischer Bürger in den USA zu speichern und zu verarbeiten (Rötzer 2000a).
Offen geblieben sind jedoch eine ganze Reihe von Implementationsfragen (wie z.B.
die Kontrolle der Einhaltung der safe harbor-Regelungen) ebenso wie beispielswei-
se die Behandlung von E-Mail-Adressen. Das Abkommen wird deshalb weiterhin
scharf kritisiert (Rötzer 2000b), u.a. auch vom „Transatlantic Consumer Dialogue“,
einer transnationalen amerikanisch-europäischen Vereinigung von Verbraucherver-
bänden, die die Einbindung „unabhängiger Dritter“ in den Kontrollprozeß fordert.
Auch hier ist der überstaatliche Regelungsprozeß somit höchstwahrscheinlich nicht
abgeschlossen. Es zeichnet sich jedoch ab, daß unter demokratisch-
legitimatorischer Perspektive dieser Fall ein hohes Maß an partizipativer Aufmerk-
samkeit insbesondere von Seiten gemeinwohlorientierter NGOs erfährt.

(3) „Market correcting“: Besteuerung von E-Commerce. E-Commerce (also
der internetgestützten Abwicklung von ökonomischen Transaktionen aller Art)
wird in aller Regel ein erhebliches Potential zugesprochen. Schätzungen gehen da-
von aus, daß E-Commerce im Jahre 2003 zwischen 7,5% und 17% des gesamten
Welthandels ausmachen wird (EITO 2000: 228). In dem Maße wie dieses Potential
tatsächlich eingelöst wird, werden die Probleme der Besteuerung ganz erheblich an
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Bedeutung gewinnen. Zum einem ergeben sich hier insbesondere bei immateriellen
Gütern (wie z.B. Software) oder immateriellen Dienstleistungen (wie z.B. einer be-
stimmten Programmierleistung) erhebliche Probleme, die Anknüpfungspunkte für
eine Besteuerung zu erfassen und v.a. die Besteuerung auch tatsächlich effektiv zu
implementieren (Pinkernell 1999). Hinzu kommt, daß die Datenleitungen des Net-
zes auch die nationalen Steuersysteme quasi „kurzschließen“, so daß erhebliche
Abgrenzungsprobleme selbst dann auftauchen würden, wenn die Anknüpfungs-
und Implementationsprobleme gelöst wären. Zum anderen ist jedoch auch zu er-
warten, daß die Ausdehnung des E-Commerce den internationalen Steuerwettbe-
werb nachhaltig verschärft, denn die räumliche Mobilität der Firmen (insbesondere
im Bereich des Absatzes bzw. Vertriebes) ist im Bereich des E-Commerce beson-
ders hoch. Ein elektronisches Warenhaus z.B. kann mit sehr geringem Aufwand
von einem Server in Europa auf einen Server auf den Antillen verlagert werden.
Insgesamt ist daher damit zu rechnen, daß mit dem Wachstum des E-Commerce er-
hebliche zwischenstaatliche Umverteilungen einhergehen werden (Beck/Prinz
1998) und sich somit deutliche Verschiebungen bei den herkömmlichen Marktkor-
rektur-Mechanismen ergeben werden. Aufgrund der großen strategischen Bedeu-
tung, die dem E-Commerce für die zukünftige Wirtschaftsentwicklung beigemessen
wird, gab es immer wieder auf nationaler (siehe z.B. das Framework For Global
Electronic Commerce der Clinton-Administration von 1997) und internationaler
Ebene (siehe z.B. die Bonner Erklärung der Konferenz Global Information Net-
works) politische Absichtserklärungen, das Internet von „zusätzlicher“ Regulation
und staatlicher Intervention weitgehend frei zu halten, um das Wachstum dieses Be-
reiches nicht zu behindern. Vor diesem Hintergrund befindet sich die überstaatliche
Koordination in diesem Bereich erst im Anfangsstadium. Aktiv ist u.a. die WTO,
insbesondere aber das Committee on Fiscal Affairs der OECD, das auf verschiede-
nen Konferenzen, so z.B. in Turku (1997), Ottawa (1998) und Paris (1999) auf
mehr Koordination gedrungen und u.a. „Taxation Framework Conditions“ ausgear-
beitet hat. Über diese losen „Framework Conditions“ hinaus sind die überstaatli-
chen Regelungsarrangements in diesem Bereich jedoch – noch stärker als im Falle
der Regulierung des Domain-Name-Systems – in statu nascendi (Korf 2000), was
Gelegenheit gibt, den Prozeß ihrer Emergenz und eventuelle Diskussionen um legi-
timatorische Defizite forschend zu begleiten.

Untersuchungszeitraum

Der Untersuchungszeitraum dieses Projektes im engeren Sinne kann – im Gegen-
satz zu anderen Teilprojekten des Sfb – sinnvollerweise erst mit dem take-off des
Internet ab etwa Mitte der 1990er Jahre einsetzen. Dies liegt vor allem daran, daß
die oben dargestellten Regulierungsprobleme erst dann begannen ins öffentliche
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Bewußtsein zu treten, als die Ausdehnung des Netzes und das Volumen der Trans-
aktionsströme eine gewisse absolute Schwelle überschritten hatten. Vorher wurde
weder das Domain-Name-System als (neu-) regelungsbedürftig angesehen, noch
waren Besteuerung oder Datenschutz relevante Themen.

Gemäß der Logik des geplanten Sfb „Staatlichkeit im Wandel“ ist der Untersu-
chungszeitraum im weiteren Sinne jedoch auf die Mitte der 1970er Jahre als Hin-
tergrundfolie zu erweitern. Dabei geht es insbesondere darum, sowohl den Idealtyp
des DRIS als auch die konkrete Regelung analoger Problembereiche aus der Zeit
vor der Nutzung des Internets als Vergleichsmaßstab heranzuziehen. Dabei bieten
sich nach dem bisherigen Stand unserer Überlegungen die Vergabe von Radiofre-
quenzen und Satellitenplätzen als Analogon zu der Vergabe von Domain Names,
die Besteuerung von innerstaatlichem und grenzüberschreitendem Handel mit In-
formationsgütern außerhalb des Internets als Analogon zur Besteuerung des E-
Commerce und die Datenschutzproblematik bei der Telefonnutzung als Analogon
der entsprechenden Problematik im Internet an. Dieser Hintergrund soll ausschließ-
lich sekundäranalytisch erhoben werden.

Eine „obere“ Begrenzung des Untersuchungszeitraumes zum jetzigen Zeit-
punkt abschließend festzulegen ist angesichts der Emergenz der internationalen In-
stitutionen und der fortlaufenden Veränderungsprozesse schwierig. Vielmehr bietet
gerade die längerfristige Anlage eines Sonderforschungsbereiches die Möglichkeit,
den äußerst dynamischen Regelungsbereich Internet längerfristig zu beobachten.
Um die Untersuchung handhabbar zu halten, sollte gleichwohl angestrebt werden,
fallspezifisch bestimmte regulatorische Sattelpunkte zu identifizieren, die dann
sinnvollerweise die Endpunkte der Betrachtung bilden.

Methodische Vorgehensweise

Wie oben schon angedeutet, ist die Analyseeinheit der Untersuchung nicht auf der
Ebene der Staaten, sondern vielmehr auf der Ebene der emergenten internationalen
Regelungsarrangements angesiedelt. Eine Fallstudie wird also zunächst durch ein
Problemfeld wie „Domain Names“ konstituiert. Dies legt es nahe, den Ansatzpunkt
der empirischen Beobachtung bei denjenigen internationalen Organisationen anzu-
siedeln, die primär mit der Bearbeitung der jeweiligen Probleme befasst sind. Im
Bereich des DNS-Systems ist dies die Institution ICANN, im Bereich der Besteue-
rung ist dies bisher vor allem die OECD, und die Verregelung des Schutzes perso-
nenbezogener Daten stellt sich bisher vornehmlich als quasi „bilateraler“ Aus-
handlungsprozess zwischen der Europäischen Kommission und den USA dar. Mit
den genannten Organisationen und den genannten Problemfeldern verbinden sich
jeweils sehr komplexe Verhandlungssysteme, die im Ergebnis bestimmte Regelun-
gen produziert haben. Es sind diese Verhandlungen und die von ihnen hervorge-
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brachten Regelungen, die mit Blick auf den Regelungsgehalt und den Prozeß des
Zustandekommens untersucht werden sollen. Dabei sollen Dokumentenanalysen,
Experteninterviews und weitere Techniken der Fallstudienarbeit zum Einsatz kom-
men.

Die Regelungsmerkmale und der Prozeß der Regelformulierung sollen dann
verglichen werden mit den analogen Regelungen, die im goldenen Zeitalter des
DRIS im Telekommunikationsbereich bestanden. Dabei sollen die Länder als Ver-
gleichsmaßstab herangezogen werden, die im jeweiligen Problemfeld als besonders
ressourcen- und einflußreich gelten. Die Daten für diese Vergleichsfolien sollen
sekundäranalytisch erhoben werden.

Prinzipiell basiert die Fallstudienarbeit des Projektes auf der Methode des
„structured, focused comparison“ (George 1979). Als Datengrundlage für die Erhe-
bungen zur Regelungsentwicklung kommen sowohl Sekundärquellen als auch Re-
gelungstexte, aktuelle Berichte über die Regelungsentwicklung u.ä. in Frage. Bei
der Bearbeitung der Legitimitätsfragen sind diskursanalytische Methoden und Leit-
faden-Interviews mit sachbereichsspezifischen Experten vorgesehen.

Exkurs: Kooperationspartner

Folgende Kooperationsbeziehungen zu ausgewiesenen Experten bestehen und sol-
len für die Zwecke des Projektes genutzt werden (in alphabetischer Reihenfolge;
siehe dazu auch die Einträge in der Literaturliste):
� Prof. Dr. Thomas Bernauer, ETH Zürich

Experte für Globalisierungfragen, „Global Governance“ und Internet
� Prof. Dr. Hubertus Buchstein, Universität Greifswald

Experte für „Internet und Demokratie“ mit theoretischem Schwerpunkt
� Dr. Jeanette Hofmann, Wissenschaftszentrum Berlin

Expertin für Internetregulierung, insbes. ICANN
� Prof. Dr. Herbert Kubicek, Universität Bremen

Experte für Technikregulierung, Potential von Kommunikationstechnologie
� Prof. Dr. Claus Leggewie, Universität Giessen

Experte für „Internet und Demokratie“ mit empirischem Schwerpunkt
� Raymund Werle, PhD, MPI für Gesellschaftsforschung, Köln

Experte für Technik- und insbes. Internetregulierung

3.5.3 Arbeitsprogramm und Zeitplan

Phasen

Insgesamt läßt sich die Projektarbeit in drei Phasen von jeweils vier Jahren Dauer
aufteilen. Phase I ist schwerpunktmäßig darauf ausgerichtet, den deskriptiven und
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normativ-demokratietheoretischen Analyserahmen weiterzuentwickeln sowie die
Regulationsentwicklung in den empirischen Fallbereichen „DNS-System“, „Be-
steuerung von E-Commerce“ und „Schutz personenbezogener Daten“ anhand die-
ses Analyserahmens zunächst deskriptiv zu beobachten. Dabei ist davon auszuge-
hen, daß die in diesem Teilprojekt betrachteten Regelungsbereiche einem extrem
starken Wandel unterliegen bzw. überhaupt erst dabei sind, sich als solche heraus-
zukristallisieren. Ebenso hat das Experimentieren mit neuen Formen politischer
Partizipation auf Basis der Neuen Kommunikationstechnologien sowohl auf natio-
naler wie auch auf internationale Ebene gerade erst begonnen. Daher ergeben sich
gerade aus der langfristigen Anlage des Sfb für dieses Projekt ganz besondere
Chancen, die dynamische Entwicklung der Verregelung im Bereich des Internet
forschend zu begleiten.

Dementsprechend werden in Phase II der Projektarbeit die empirischen Erhe-
bungen zur Regulationsentwicklung fortgesetzt. Es ist jedoch zu erwarten, daß auf-
grund des in Phase I entwickelten Instrumentariums diese vergleichsweise einfach
zu erheben und analytisch zu verorten sein werden. Gleichzeitig wird sich Phase II
dann den Erhebungen zu den demokratischen bzw. legitimatorischen Fragen wid-
men, d.h. es ist dann konkret zu erheben, wie die emergenten Regulierungsarran-
gements hinsichtlich des Kriterienkataloges bzw. der subjektiven Evaluation der
Regelungsbetroffenen vergleichend zu bewerten sind. Auch hier ist die langfristige
Perspektive eines Sfb von besonderem Vorteil, da davon auszugehen ist, daß sich
der empirische „Horizont“ der Verwendung neuartiger Partizipationsformen im
Laufe der Zeit sicherlich erweitern und somit auch immer besser als Maßstab für
die Analyse überstaatlicher Regelungsarrangements verwenden lassen wird.

Im Zentrum der abschließenden Phase III steht die deskriptive und demokra-
tietheoretisch-normative Auswertung und Gesamtbewertung der Regulationsent-
wicklung. Hier ist demgemäß zu beurteilen, welche Form die Regulationsentwick-
lung angenommen hat, und es ist zu bewerten, inwieweit die Netztechnologie empi-
risch für die untersuchten überstaatlichen Regulierungsarrangements tatsächlich
partizipativen Mehrwert aufweist. Auf dieser Basis widmet sich Phase III schließ-
lich auch der Frage, inwieweit die Erkenntnisse zum partizipativen Einsatz der
Netztechnologie auf andere überstaatliche Regelungsbereiche und Institutionen zu
übertragen sind.

Arbeitsschritte

In konkrete Arbeitsschritte übersetzt, gilt es in den ersten vier Jahren der Projektar-
beit (Phase I) folgende Ziele zu erreichen: Zunächst ist in einem ersten Arbeits-
schritt die Fallauswahl mit Blick auf die identifizierten Hypothesen, die Zugäng-
lichkeit empirischen Materials, Machbarkeitserwägungen usf. zu überprüfen und
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gegebenenfalls zu modifizieren. Außerdem sind auf Basis der sich abzeichnenden
Entwicklungen auf internationaler Ebene diejenigen Länder zu identifizieren, die in
den jeweiligen Fällen betrachtet werden sollen. Gleichzeitig ist das deskriptive A-
nalyseinstrumentarium weiterzuentwickeln, d.h. es gilt, diejenigen Aspekte zu i-
dentifizieren, die im Rahmen des Projektes die Regulationsentwicklung repräsentie-
ren sollen (z.B. Regelungsreichweite, Regelungstiefe, Regelungsform, usf.). Im
zweiten Arbeitsschritt sind sinnvolle Vergleichsfälle für den Abgleich mit dem
DRIS der 1970er Jahre bzw. zur Ausgangssituation der Verregelung vor der Emer-
genz des Internet zu identifizieren. Auf dieser Basis ist dann in den ausgewählten
Ländern der Status quo ante der Regulierung zu erheben. Die Analyse von Sekun-
därliteratur wird hier ebenso unverzichtbar sein wie die Auswertung von Rege-
lungsdokumenten aller Art. Im dritten Arbeitsschritt ist die Regulationsentwicklung
in den drei empirischen Fallbereichen auf Basis des weiterentwickelten Analysein-
strumentariums zu erheben. Aufgrund der Emergenz der Politikfelder ist hier die
Arbeit mit unterschiedlichsten Primär- und Sekundärquellen ebenso denkbar wie
die Durchführung von strukturierten Experteninterviews. Noch während der lau-
fenden Beobachtungen ist der vierte Arbeitsschritt anzugehen, in dem es gilt, den
oben skizzierten normativen Kriterienkatalog in Auseinandersetzung mit der rele-
vanten demokratietheoretischen Literatur weiterzuentwickeln und dergestalt in eine
Operationalisierung zu übersetzen, daß eine empirische Erhebung möglich wird.
Während diese normative Erhebung der Phase II vorbehalten ist, wird gegen Ende
von Phase I auch der fünfte Arbeitsschritt parallel geführt, so daß eine erste synopti-
sche Bilanzierung der Regelungsentwicklung vorgenommen werden kann, die die
Erhebungen in der zweiten Phase anleiten und strukturieren wird.

Zeitplan

Aus diesen Überlegungen ergibt sich folgende schematische Arbeitsabfolge in den
ersten vier Jahren:
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Arbeitsschritte 2003 2004 2005 2006

Überprüfung der Fallauswahl; Weiterentwicklung
der deskriptiven Analyseinstrumente
Erhebung des Status quo ante der Regulierung zu
DNS-System, E-Commerce-Besteuerung, Daten-
schutz
Verfolgung der Regulationsentwicklung zu DNS-
System, E-Commerce-Besteuerung, Datenschutz
Weiterentwicklung des normativen Kriterienkatalo-
ges
Synoptische Bilanzierung der Rege-
lungsentwicklung

3.6 Stellung innerhalb des Programms
des Sonderforschungsbereichs und
Entwicklungsperspektive des Teilprojekts

Das Projekt „Regulation und Legitimation im Internet“ beruht auf der Überlegung,
daß das Internet aufgrund seiner transnationalen Struktur national gebundene Re-
gulationsansätze fundamental in Frage stellt. Im Gesamtrahmen des Sfb stellt sich
somit zum einen die Frage, ob es im Bereich der genannten Internetprobleme zu
einer Verlagerung von Staatlichkeit in der Interventionsdimension auf die internati-
onale oder transnationale Ebene kommt und ob dabei eine Privatisierung im Sinne
der verstärkten Einbindung nicht-staatlicher Akteure in entsprechende Regelungsar-
rangements stattfindet. Vor dem Hintergrund der Vergleichsfolie des DRIS der
1970er Jahre, der dominant durch nationalstaatliche Regelungen gekennzeichnet
war, ergeben sich somit zwei „Vektoren“, mit deren Hilfe sich die hier in Betracht
gezogenen möglichen Veränderungen von Staatlichkeit in der Interventionsdimen-
sion schematisch folgendermaßen darstellen lassen:

Abbildung 2: Die zwei Achsen des Wandels in der Legitimationsdimension

PrivatisierungVerstaatlichung

Internationalisierung

Subnationalisierung

Nationale
Demokratie
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Komplementär dazu soll zum anderen anhand von normativen Kriterien die demo-
kratische Legitimation der entstehenden Institutionen der Internet-Verregelung un-
tersucht werden. Somit wird auch ein möglicher Wandel von Staatlichkeit in der
Legitimationsdimension in die Betrachtung mit aufgenommen. Die Emergenz um-
fassender, effizienter internationaler Regelungsinstitutionen bei gleichzeitigem
Fehlen entsprechender Legitimationsmechanismen würde auf eine Aufweichung
des legitimatorischen Fundamentes staatlicher Regulation hinweisen. Ließe sich
dagegen der komplementäre Einsatz innovativer Partizipationsinstrumente beo-
bachten, wäre davon auszugehen, daß sich vor allem die Legitimationsform von
Staatlichkeit wandelt.

Im hier vorgestellten Projekt B4 wird simultan der mögliche Wandel von
Staatlichkeit in der Interventions- und Legitimationsdimension untersucht. Dabei ist
es zu den „C“-Projekten, die sich primär dem Wandel von Staatlichkeit in der In-
terventionsdimension widmen, insofern komplementär, als es mit dem DNS-
System, Besteuerungsfragen und dem Schutz personenbezogener Daten Rege-
lungsbereiche betrachtet, die die empirischen Beobachtungsfelder der Projekte C1
bis C6 ergänzen.

Gleichzeitig bietet es jedoch auch einen ganz eigenen Zugriff auf die Frage der
Legitimation, die ansonsten in den Projekten der „B-Gruppe“ behandelt wird. Wäh-
rend das Projekt Β1 („Wandel demokratischer Legitimation“) die Frage themati-
siert, inwieweit der demokratische Gehalt nationalstaatlicher Entscheidungsprozes-
se im Zuge von Internationalisierung und Privatisierung reduziert wird, fragen die
beiden anderen Projekte innerhalb der „B-Gruppe“ – B3 („Öffentlichkeit“) und B5
(„Legitimationsgrundlagen internationaler Institutionen“) – nach den Möglichkei-
ten von demokratischen Prozessen außerhalb des Nationalstaates. Hier bietet das
vorliegende Projekt insofern eine sinnvolle Ergänzung, als es zwar auch über Legi-
timation jenseits des Nationalstaates nachdenkt, jedoch nicht an etablierten sozio-
kulturellen Voraussetzungen von Legitimation anknüpft, sondern dezidiert nach
technisch induzierten, innovativen Legitimationsverfahren fragt.

3.7 Abgrenzung gegenüber anderen geförderten Projekten

Vom Antragsteller betriebene Projekte verwandten Zuschnitts werden von der DFG
und anderen Zuwendungsgebern nicht gefördert.
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